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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der  

Oö. UHG-Novelle 2018 

 

 

Landesgesetz über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 

Umweltschäden - Oö. Umwelthaftungsgesetz (Oö. UHG) 

 

 

 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

Für dieses Landesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 1. Als Umweltschaden gilt 

 a) jede Schädigung geschützter Arten und natürlicher Lebensräume, das ist jeder 

Schaden, der erhebliche nachteilige Auswirkungen in Bezug auf die Erreichung oder 

Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustands dieser Lebensräume oder Arten 

hat, mit Ausnahme der nachteiligen Auswirkungen, die auf Grund von Tätigkeiten 

einer Betreiberin bzw. eines Betreibers entstehen, die 

 - von den zuständigen Behörden gemäß § 48 Abs. 3 bis 6 oder § 49 Abs. 2 und 3 

Oö. Jagdgesetz, § 31 Abs. 3 und 4 Oö. Fischereigesetz, § 14, § 24 Abs. 3 bis 7, 

§ 25 Abs. 5 oder § 29 Abs. 1 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001 (Oö. 

NSchG 2001) ausdrücklich bewilligt oder zumindest im Sinn des § 7 Oö. 

NSchG 2001 mitbewilligt wurden oder für die eine begünstigende Feststellung 

gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 oder § 10 Abs. 2 Z 2 Oö. NSchG 2001 oder gemäß § 8 

Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 Oö. Nationalparkgesetz (Oö. NPG) getroffen wurde oder 

die nicht gemäß § 6 Oö. NSchG 2001 oder § 4 Oö. Gt-VG 2006 untersagt wurden 

oder 

 - von den zuständigen Behörden im Rahmen eines Verfahrens nach dem 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 111/2017 BGBl. I 

Nr. 2/2008, oder dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBl. I Nr. 102, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 44/2018 BGBl. I 

Nr. 54/2008 oder dem IV. Abschnitt des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996 (Oö. 

USchG) unter Mitanwendung der im ersten Spiegelstrich genannten 

landesgesetzlichen Bestimmungen genehmigt wurden oder 

 - gemäß einem Landschaftspflegeplan gemäß § 15 Abs. 2 Oö. NSchG 2001 

durchzuführen sind, oder 

 - sich im Bereich von solchen Maßnahmen ergeben, die gemäß § 24 Abs. 2 Oö. 

NSchG 2001 in einem Europaschutzgebiet keinesfalls zu einer wesentlichen 

Beeinträchtigung des Schutzzwecks führen können oder hinsichtlich derer 

gemäß § 24 Abs. 3 Oö. NSchG 2001 bescheidmäßig festgestellt wurde, dass 

keine Bewilligungspflicht gemäß § 24 Abs. 3 erster Satz Oö. NSchG 2001 besteht 

oder 
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 - gemäß § 25 Abs. 3 Oö. NSchG 2001 zur Sicherung des Schutzzwecks eines 

Naturschutzgebiets notwendig sind oder die sich im Bereich von solchen 

Eingriffen ergeben, die gemäß § 25 Abs. 4 Oö. NSchG 2001 in einem 

Naturschutzgebiet erlaubt sind, 

wobei die Erheblichkeit dieser Auswirkungen mit Bezug auf den Ausgangszustand 

unter Berücksichtigung der Kriterien gemäß Anhang 2 zu ermitteln ist, und 

 b) jede Schädigung des Bodens, das ist jede Bodenverunreinigung, die ein erhebliches 

Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit auf Grund der direkten 

oder indirekten Einbringung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder 

Mikroorganismen in, auf oder unter den Grund verursacht. 

 2. Als Schaden oder Schädigung gilt eine direkt oder indirekt eintretende feststellbare 

nachteilige Veränderung einer natürlichen Ressource oder Beeinträchtigung der 

Funktion einer natürlichen Ressource. 

 3. Als geschützte Arten und natürliche Lebensräume gelten 

 a) die Arten, die in Art. 4 Abs. 2 der „Vogelschutz-Richtlinie“ genannt oder in Anhang I 

der „Vogelschutz-Richtlinie“ aufgelistet sind oder in den Anhängen II und IV der „FFH-

Richtlinie“ aufgelistet sind; 

 b) die Lebensräume der in Art. 4 Abs. 2 der „Vogelschutz-Richtlinie“ genannten oder in 

Anhang I der „Vogelschutz-Richtlinie“ aufgelisteten oder in Anhang II der „FFH-

Richtlinie“ aufgelisteten Arten und die in Anhang I der „FFH-Richtlinie“ aufgelisteten 

natürlichen Lebensräume sowie die Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der in Anhang 

IV der „FFH-Richtlinie“ aufgelisteten Arten. 

 4. Als Erhaltungszustand einer Art gilt die Gesamtheit der Einwirkungen, die die 

betreffende Art beeinflussen und sich langfristig auf die Verbreitung und die Größe der 

Populationen der betreffenden Art innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebiets 

auswirken können. 

Der Erhaltungszustand einer Art wird als günstig betrachtet, wenn 

 a) auf Grund der Daten über die Populationsdynamik der Art anzunehmen ist, dass 

diese Art ein lebensfähiges Element des natürlichen Lebensraums, dem sie 

angehört, bildet und langfristig weiterhin bilden wird, 

 b) das natürliche Verbreitungsgebiet dieser Art weder abnimmt noch in absehbarer Zeit 

vermutlich abnehmen wird und 

 c) ein genügend großer Lebensraum vorhanden ist und wahrscheinlich weiterhin 

vorhanden sein wird, um langfristig ein Überleben der Populationen dieser Art zu 

sichern. 

 5. Als Erhaltungszustand eines natürlichen Lebensraums gilt die Gesamtheit der 

Einwirkungen, die einen natürlichen Lebensraum und die darin vorkommenden 

charakteristischen Arten beeinflussen und sich langfristig auf seine natürliche 

Verbreitung, seine Struktur und seine Funktionen sowie das Überleben seiner 

charakteristischen Arten innerhalb seines natürlichen Verbreitungsgebiets auswirken 

können. 

Der Erhaltungszustand eines natürlichen Lebensraums wird als günstig erachtet, wenn 
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 a) sein natürliches Verbreitungsgebiet sowie die Flächen, die er in diesem Gebiet 

einnimmt, beständig sind oder sich ausdehnen, 

 b) die für seinen langfristigen Fortbestand notwendige Struktur und spezifischen 

Funktionen bestehen und in absehbarer Zukunft weiterbestehen werden und 

 c) der Erhaltungszustand der für ihn charakteristischen Arten im Sinn der Z 4 günstig 

ist. 

 6. Als Betreiberin bzw. Betreiber gilt jede natürliche oder juristische Person des privaten 

oder öffentlichen Rechts, die die berufliche Tätigkeit - allein oder mittels Gehilfin bzw. 

Gehilfen - ausübt oder bestimmt, ein-schließlich der Inhaberin bzw. des Inhabers einer 

Zulassung oder Genehmigung sowie der Person, die die Anmeldung oder Notifizierung 

vornimmt. Wird die Tätigkeit nicht mehr ausgeübt und kann die bisherige Betreiberin 

bzw. der bisherige Betreiber nicht mehr herangezogen werden, tritt an ihre bzw. seine 

Stelle die Eigentümerin bzw. der Eigentümer (jede Miteigentümerin und jeder 

Miteigentümer) der Liegenschaft, von der die Schädigung ausgeht, sofern sie bzw. er 

den Anlagen oder Maßnahmen, von denen die Schädigung ausgeht, zugestimmt oder 

sie freiwillig geduldet und ihr bzw. ihm zumutbare Abwehrmaßnahmen unterlassen hat. 

 7. Als berufliche Tätigkeit gilt jede Tätigkeit, die im Rahmen einer wirtschaftlichen 

Tätigkeit, einer Geschäftstätigkeit oder eines Unternehmens mit oder ohne 

Erwerbszweck ausgeübt wird, unabhängig davon, ob diese Tätigkeit privatrechtlichen 

oder öffentlich-rechtlichen Vorschriften unterliegt. 

 8. Als Emission gilt die Freisetzung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder 

Mikroorganismen in die Umwelt infolge menschlicher Tätigkeiten. 

 9. Die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens ist gegeben, wenn die hinreichende 

Wahrscheinlichkeit besteht, dass ein solcher Schaden in naher Zukunft eintreten wird. 

 10. Als Vermeidungsmaßnahme gilt jede Maßnahme, die nach Ereignissen, Handlungen 

oder Unterlassungen, die eine unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens verursacht 

haben, getroffen wird, um diesen Schaden zu vermeiden oder zu minimieren. 

 11. Als Sanierungsmaßnahme gilt jede Tätigkeit oder Kombination von Tätigkeiten 

einschließlich mildernder oder einstweiliger Maßnahmen im Sinn der Anhänge 3 und 4 

mit dem Ziel, geschädigte natürliche Ressourcen oder beeinträchtigte Funktionen 

wiederherzustellen, zu sanieren oder zu ersetzen oder eine gleichwertige Alternative 

zu diesen Ressourcen oder Funktionen zu schaffen. 

 12. Als natürliche Ressource gelten geschützte Arten und natürliche Lebensräume und 

Boden; als Funktionen gelten die Funktionen einer natürlichen Ressource, die eine 

natürliche Ressource zum Nutzen einer anderen natürlichen Ressource oder der 

Öffentlichkeit erfüllt. 

 13. Als Ausgangszustand gilt der im Zeitpunkt des Schadenseintritts bestehende Zustand 

der natürlichen Ressourcen und Funktionen, der bestanden hätte, wenn der 

Umweltschaden nicht eingetreten wäre, und der anhand der besten verfügbaren 

Informationen ermittelt wird. 

 14. Als Wiederherstellung einschließlich natürlicher Wiederherstellung gilt im Fall von 

geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen die Rückführung von geschädigten 

natürlichen Ressourcen und/oder beeinträchtigten Funktionen in den Ausgangszustand 
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und im Fall einer Schädigung des Bodens die Beseitigung jedes erheblichen Risikos 

einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit. 

 15. Als Kosten im Sinn dieses Landesgesetzes gelten die durch die  Notwendigkeit  einer  

ordnungsgemäßen und wirksamen Durchführung dieses Landesgesetzes 

gerechtfertigten Kosten einschließlich der Kosten für die Prüfung eines 

Umweltschadens, einer unmittelbaren Gefahr eines solchen Schadens, von 

alternativen Maßnahmen sowie der Verwaltungs- und Verfahrenskosten und der 

Kosten für die Durchsetzung der Maßnahmen, der Kosten für die Datensammlung, 

sonstiger Gemeinkosten, Finanzierungskosten sowie der Kosten für Aufsicht und 

Überwachung. 

§ 5 

Vermeidungstätigkeit 

(1) Ist ein Umweltschaden noch nicht eingetreten, besteht aber eine unmittelbare Gefahr 

eines solchen Schadens, so hat die Betreiberin bzw. der Betreiber unverzüglich die 

erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen zu ergreifen. 

(2) Kann die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens trotz der Ergreifung der nach 

Abs. 1 gebotenen Vermeidungsmaßnahmen nicht abgewendet werden, hat die Betreiberin 

bzw. der Betreiber unverzüglich die Behörde über alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhalts 

zu verständigen. 

(3) Bestehen für die Behörde Anhaltspunkte für die Annahme, dass die unmittelbare 

Gefahr eines Umweltschadens bestehen könnte, ist sie berechtigt, von jeder als Verursacherin 

in Betracht kommenden Betreiberin und von jedem als Verursacher in Betracht kommenden 

Betreiber Auskünfte über alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhalts zu verlangen und zu 

diesem Zweck auch Liegenschaften und Anlagen durch ihre Organe zu betreten, zu 

untersuchen und Proben zu entnehmen. Die Aufsichts-, Kontroll- und 

Untersuchungsbefugnisse nach anderen Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. 

(4) Wenn die zur Abwendung der unmittelbaren Gefahr eines Umweltschadens 

erforderlichen Maßnahmen nicht, nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig getroffen werden, so 

hat die Behörde die entsprechenden Maßnahmen der Betreiberin bzw. dem Betreiber 

aufzutragen oder bei Gefahr im Verzug unmittelbar anzuordnen und gegen Ersatz der Kosten 

durch die Betreiberin bzw. den Betreiber nötigenfalls unverzüglich durchführen zu lassen. 

(5) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen 

Auftrags gemäß Abs. 4 sind, bedürfen keiner Bewilligung nach landesrechtlichen Vorschriften. 

§ 72 Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG. 1959), BGBl. Nr. 215, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 44/2018 BGBl. I Nr. 123/2006, findet sinngemäß Anwendung. 

(6) Fällt die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens in den Anwendungsbereich 

dieses Landesgesetzes, gelten die vorerst nach anderen umweltrechtlichen Vorschriften des 

Landes ergriffenen behördlichen Maßnahmen zur Vermeidung der Gefahr als Maßnahmen im 

Sinn dieser Bestimmung. 

(7) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen 

Auftrags nach § 5 Abs. 4 B-UHG sind, bedürfen keiner Bewilligung nach landesrechtlichen 

Vorschriften. 
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§ 6 

Sanierungstätigkeit 

(1) Ist ein Umweltschaden eingetreten, so hat die Betreiberin bzw. der Betreiber - 

ungeachtet einer allenfalls nach § 5 Abs. 2 erfolgten Verständigung - unverzüglich 

 1. die zuständige Behörde über alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhalts zu 

informieren, 

 2. alle erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die betreffenden Schadstoffe und ihre 

Schadfaktoren unverzüglich zu kontrollieren, einzudämmen, zu beseitigen oder auf 

sonstige Weise zu behandeln, um weitere nachteilige Auswirkungen auf geschützte 

Arten und natürliche Lebensräume und auf die menschliche Gesundheit sowie weitere 

Schädigungen des Bodens und weitere Beeinträchtigungen von Funktionen 

hintanzuhalten, und 

 3. die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß § 7 zu ergreifen. 

(2) Bestehen für die Behörde Anhaltspunkte für die Annahme, dass ein Umweltschaden 

eingetreten sein könnte, kann sie von jeder als Verursacherin in Betracht kommenden 

Betreiberin und von jedem als Verursacher in Betracht kommenden Betreiber alle zur 

Beurteilung der Situation erforderlichen Auskünfte verlangen und zu diesem Zweck auch 

Liegenschaften und Anlagen durch ihre Organe betreten, untersuchen und Proben 

entnehmen. Die Aufsichts-, Kontroll- und Untersuchungsbefugnisse nach anderen 

Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. 

(3) Ist ein Umweltschaden eingetreten und werden die Vorkehrungen gemäß Abs. 1 Z 2 

oder die Sanierungsmaßnahmen gemäß Abs. 1 Z 3 nicht, nicht ausreichend oder nicht 

rechtzeitig getroffen, so hat die Behörde der Betreiberin bzw. dem Betreiber die 

entsprechenden Vorkehrungen oder Maßnahmen aufzutragen oder bei Gefahr im Verzug 

unmittelbar anzuordnen und gegen Ersatz der Kosten durch die Betreiberin bzw. den Betreiber 

nötigenfalls unverzüglich durchführen zu lassen. 

(4) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen 

Auftrags gemäß Abs. 3 sind, bedürfen keiner Bewilligung nach landesrechtlichen Vorschriften. 

§ 72 Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG. 1959), BGBl. Nr. 215, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 44/2018 BGBl. I Nr. 123/2006, findet sinngemäß Anwendung. 

(5) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen 

Auftrags nach § 6 Abs. 3 B-UHG sind, bedürfen keiner Bewilligung nach landesrechtlichen 

Vorschriften. 

 

(…) 

 

§ 10 

Grenzüberschreitende Umweltschäden 

(1) Ist ein Umweltschaden eingetreten, der Auswirkungen auf das Gebiet eines anderen 

Bundeslandes oder eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union haben kann, hat die 

Behörde die zuständige Behörde des anderen Bundeslandes oder den anderen Mitgliedstaat 

zu unterrichten. 
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(2) Stellt eine Behörde einen Umweltschaden fest, der außerhalb des 

oberösterreichischen Landesgebiets verursacht wurde, kann sie dies der zuständigen 

Behörde des in Betracht kommenden Bundeslandes oder - falls der Umweltschaden außerhalb 

des Staatsgebiets der Republik Österreich verursacht wurde - der Europäischen Kommission 

der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und dem in Betracht kommenden anderen 

Mitgliedstaat der Europäischen Union im Wege des zuständigen Bundesministeriums melden. 

Darüber hinaus kann sie gegenüber dem in Betracht kommenden Bundesland oder im Wege 

des zuständigen Bundesministeriums gegenüber dem in Betracht kommenden Mitgliedstaat 

die beim Land Oberösterreich angefallenen Kosten für Vermeidungs- und 

Sanierungsmaßnahmen geltend machen. 

(3) Bei grenzüberschreitenden Umweltschäden haben die Behörden, in deren 

Amtssprengel der Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens in 

Oberösterreich wirksam geworden ist, mit den zuständigen Behörden der in Betracht 

kommenden Bundesländer und/oder der in Betracht kommenden anderen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union zusammenzuarbeiten - einschließlich in Form eines angemessenen 

Informationsaustauschs -, um zu gewährleisten, dass Vermeidungs- und erforderlichenfalls 

Sanierungstätigkeiten hinsichtlich eines solchen Schadens durchgeführt werden. 

(4) Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

§ 11 

Umweltbeschwerde 

(1) Natürliche oder juristische Personen, die durch einen eingetretenen Umweltschaden 

 1. in ihren Rechten verletzt werden können oder 

 2. dadurch betroffen sind, dass sie in der Nutzung der natürlichen Ressource (§ 4 Z 12) 

oder in der Nutzung der Funktionen der betroffenen natürlichen Ressource (§ 4 Z 12) 

erheblich eingeschränkt werden können, oder 

 3. ein ausreichendes Interesse an einem Verfahren gemäß § 6 und § 7 Abs. 2 haben, 

können die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichen Wirkungsbereich der behauptete 

Umweltschaden eingetreten ist, in einer schriftlichen Beschwerde dazu auffordern, im Sinn 

des § 6 oder § 7 Abs. 2 tätig zu werden. Ausreichendes Interesse im Sinn der Z 3 haben die 

Oö. Umweltanwaltschaft sowie jene Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs. 7 des 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2017, anerkannt sind, soweit sie im Land 

Oberösterreich zur Ausübung der Parteirechte befugt sind. 

(2) Als Rechte im Sinn von Abs. 1 gelten 

 1. der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie 

 2. in Bezug auf den Boden: das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte an einer 

betroffenen Liegenschaft, nicht jedoch die Möglichkeit einer bloßen Minderung des 

Verkehrswerts. 

(1) Natürliche oder juristische Personen, die durch einen eingetretenen Umweltschaden in 

ihren Rechten in Bezug auf den Boden verletzt werden können, können die 

Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich die behauptete Schädigung 

eingetreten ist, in einer schriftlichen Beschwerde dazu auffordern, im Sinn des § 6 und des § 7 

Abs. 2 tätig zu werden. Das Recht zur Umweltbeschwerde betreffend einen eingetretenen 
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Umweltschaden steht in Bezug auf eine Schädigung geschützter Arten und natürlicher 

Lebensräume sowie in Bezug auf eine Schädigung des Bodens auch der Oö. 

Umweltanwaltschaft und jenen Umweltorganisationen zu, die gemäß § 19 Abs. 7 des 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000) BGBl. Nr. 697/1993, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 2/2008, anerkannt sind. 

(2) Als Rechte im Sinn von Abs. 1 erster Satz gelten der Schutz der Gesundheit von 

Menschen, das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte an einer betroffenen Liegenschaft, 

nicht jedoch die Möglichkeit einer bloßen Minderung des Verkehrswerts. 

(3) In der Beschwerde ist unter Beifügung der sachlichen Informationen und Daten das 

Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 glaubhaft zu machen. Sofern sie nicht selbst 

zuständig ist, hat die angerufene Bezirksverwaltungsbehörde diese Beschwerde unverzüglich 

an die nach § 9 zuständige Behörde weiterzuleiten und die Beschwerdeführerin bzw. den 

Beschwerdeführer davon zu unterrichten. 

(4) Gelangt die Behörde zur Auffassung, dass keine Beschwerdeberechtigung im Sinn der 

Abs. 1 und 2 gegeben ist, kein Umweltschaden vorliegt oder alle erforderlichen Vorkehrungen 

oder Sanierungsmaßnahmen bereits getroffen wurden, so ist hierüber ein Bescheid zu 

erlassen. 

 

(…) 

 

§ 15 

Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im 

Landesgesetzblatt für Oberösterreich in Kraft, soweit nicht Abs. 2 Abweichendes regelt. 

(2) Dieses Landesgesetz ist nicht anzuwenden 

 1. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht wurden, die 

vor dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes stattgefunden haben, 

 2. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht wurden, die 

nach dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes stattgefunden haben, sofern sie auf 

eine Tätigkeit zurückzuführen sind, die unzweifelhaft vor dem Inkrafttreten dieses 

Landesgesetzes beendet war, und 

 3. auf Schäden, wenn seit den schadensverursachenden Emissionen, Ereignissen oder 

Vorfällen mehr als 30 Jahre vergangen sind. 

(3) Die in diesem Landesgesetz zitierten unionsrechtlichen Vorschriften stehen derzeit in 

folgender Fassung in Geltung: 

 1. „Vogelschutz-Richtlinie“: Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten, 

ABl. Nr. L 20 vom 26.1.2010, S 7 ff., in der Fassung der Richtlinie 2013/17/EU des 

Rates vom 13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom 10.6.2013, S 193 ff.; 

 2. „FFH-Richtlinie“: Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 

vom 22.7.1992, S 7 ff., in der Fassung der Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 
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13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom 10.6.2013, S 193 ff. und der Berichtigung durch ABl. 

Nr. L 95 vom 29.3.2014, S 70.“ 

(3) Die in diesem Landesgesetz zitierten gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften stehen 

derzeit in folgender Fassung in Geltung: 

 1. „Vogelschutz-Richtlinie“: Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die 

Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABl.Nr. L 103 vom 25.4.1979, S. 1 ff, in der 

Fassung der Richtlinie 2008/102/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. November 2008, ABl.Nr. L 323 vom 3.12.2008, S. 31 f. 

 2. „FFH-Richtlinie“: Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl.Nr. L 206 

vom 22.7.1992, S. 7 ff, in der Fassung der Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 

20. November 2006, ABl.Nr. L 363 vom 20.12.2006, S. 368 ff. 

 

ANHANG 1 

TÄTIGKEITEN IM SINN DES § 2 Abs. 1: 

 1. Der Betrieb von Anlagen, die einer Genehmigung oder Bewilligung nach 

bundesrechtlichen Vorschriften bedürfen, die in Umsetzung der Richtlinie 96/61/EG 

über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung, 

ABl.Nr. L 257 vom 10. Oktober 1996, S. 26, erlassen wurden, wie insbesondere § 77a 

i.V.m. Anlage 3 der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194, § 37 Abs. 1 

i.V.m. Anhang 5 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBl. I Nr. 102, 

§ 121 des Mineralrohstoffgesetzes (MinroG), BGBl. I Nr. 38/1999, § 5 Abs. 3 des 

Emissionsschutzgesetzes für Kesselanlagen (EG-K), BGBl. I Nr. 150/2004. Dies gilt 

nicht für die Tätigkeiten, die der Z 12 unterliegen, sowie für den Betrieb von Anlagen 

oder Anlagenteilen, die überwiegend für Zwecke der Forschung, Entwicklung und 

Erprobung neuer Erzeugnisse und Verfahren genutzt werden. 

 2. Abfallbewirtschaftungsmaßnahmen, wie das Einsammeln, die Beförderung, die 

Verwertung und die Beseitigung von nicht gefährlichen und gefährlichen Abfällen, 

einschließlich der Überwachung derartiger Vorgänge sowie der Überwachung der 

Deponien nach deren Schließung, sofern diese Maßnahmen von einem Abfallsammler 

oder -behandler gemäß § 2 Abs. 6 Z 3 oder 4 AWG 2002 durchgeführt werden. 

 3. Maßnahmen der Bewirtschaftung (Minimierung, Behandlung, Verwertung und 

Beseitigung) von mineralischen Abfällen, das sind Abfälle, die direkt beim Aufsuchen, 

Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von mineralischen Rohstoffen sowie beim Betrieb 

von Steinbrüchen entstehen, durch Einrichtungen und Unternehmen, die mineralische 

Rohstoffe im Tagebau oder Untertagebau zu wirtschaftlichen Zwecken gewinnen, 

einschließlich der Gewinnung im Bohrlochbergbau und des Aufbereitens der 

gewonnenen Materialien. Dies gilt nicht für das wasserrechtlich ohne besondere 

Bewilligung zulässige Einleiten von Wasser und das Wiedereinleiten von abgepumptem 

Grundwasser. Dies gilt weiters nicht, soweit die zuständige Behörde die Anforderungen 

für die Ablagerung von nicht gefährlichen Abfällen, die beim Aufsuchen mineralischer 

Rohstoffe entstehen, mit Ausnahme von Öl und Evaporiten außer Gips und Anhydrit, 
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sowie für die Ablagerung von unverschmutztem Boden und von Abfall, der beim 

Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von Torf anfällt, verringert oder ausgesetzt hat. 

 4. Sämtliche Ableitungen, Einleitungen oder Einbringungen in Gewässer, die einer 

Bewilligung nach dem WRG. 1959 bedürfen. 

 5. Wasserentnahme und Aufstauung von Gewässern, die einer Bewilligung nach dem 

WRG. 1959 bedürfen. 

 6. Die Herstellung, Verwendung, Lagerung, Verabreichung, das Abfüllen, die Freisetzung 

in die Umwelt und die innerbetriebliche Beförderung von 

 - gefährlichen Stoffen und gefährlichen Zubereitungen im Sinn der §§ 2 und 3 

Chemikaliengesetz 1996 (ChemG 1996), BGBl. I Nr. 53/1997, 

 - Pflanzenschutzmitteln im Sinn des Art. 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 

79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates, ABl. Nr. L 309 vom 24.11.2009, S 1 ff. 

Pflanzenschutzmitteln im Sinn des § 2 Abs. 1 des 

Pflanzenschutzmittelgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 60, und 

 - Biozid-Produkten im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 2 des Biozid-Produkte-Gesetzes 

(BiozidG), BGBl. I Nr. 105/2000, 

soweit diese Tätigkeiten nicht von Z 13 erfasst werden. 

 7. Die Beförderung gefährlicher oder umweltschädlicher Güter auf der Straße, auf der 

Schiene, auf Binnengewässern, auf See oder in der Luft (§ 1 Abs. 1 bis 3 des 

Gefahrgutbeförderungsgesetzes (GGBG), BGBl. I Nr. 145/1998). 

 8. Der Betrieb der unter lit. a angeführten Anlagen, soweit sie nicht schon von einer der 

vorstehenden Ziffern erfasst sind, sofern für sie eine Genehmigung nach der 

GewO 1994, dem AWG 2002, dem MinroG oder dem EG-K erforderlich ist, in Bezug 

auf die Ableitung der unter lit. b angeführten Schadstoffe in die Atmosphäre: 

 a) - Kokereien 

 - Raffinerien für Erdöl (ausgenommen Unternehmen, die nur Schmiermittel aus 

Erdöl herstellen) 

 - Anlagen zur Kohlevergasung und Kohleverflüssigung 

 - Wärmekraftwerke und andere Verbrennungsanlagen mit einer Wärme-

Nennleistung von mehr als 50 MW 

 - Röst- und Sinteranlagen mit einer Kapazität von mehr als 1.000 Tonnen Erz im 

Jahr 

 - integrierte Anlagen zur Erzeugung von Roheisen und Rohstahl 

 - Eisengießereien mit Schmelzanlagen mit einem Fassungsvermögen von mehr 

als 5 Tonnen 

 - Anlagen zur Erzeugung und zum Schmelzen von Nichteisenmetallen mit Anlagen 

mit einem Gesamtfassungsvermögen von mehr als 1 Tonne für Schwermetalle 

und 500 kg für Leichtmetalle 

 - Anlagen zur Herstellung von Zement und Drehofenkalk 

 - Anlagen zur Erzeugung und Verarbeitung von Asbest und zur Herstellung von 

Asbesterzeugnissen 
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 - Anlagen zur Herstellung von Glas- und Gesteinsfasern 

 - Anlagen zur Herstellung von Normal- und Spezialglas mit einem 

Fassungsvermögen von mehr als 5.000 Tonnen pro Jahr 

 - Anlagen zur Herstellung von Grobkeramik, insbesondere feuerfestem 

Normalstein, Steinrohren, Ziegelsteinen für Wände und Fußböden sowie 

Dachziegeln 

 - chemische Anlagen für die Herstellung von Olefinen, Olefinderivaten, 

Monomeren und Polymeren 

 - chemische Anlagen für die Herstellung anderer organischer 

Zwischenerzeugnisse 

 - Anlagen für die Herstellung anorganischer Grundchemikalien 

 - Anlagen, die dazu bestimmt sind, gefährliche Abfälle, einschließlich toxischer 

Abfälle, durch Verbrennen zu beseitigen 

 - Anlagen zur Beseitigung anderer fester und flüssiger Abfälle durch Verbrennen 

 - Anlagen zur chemischen Erzeugung von Papiermasse mit einer 

Produktionskapazität von mind. 25.000 Tonnen im Jahr. 

 b) - Schwefeldioxid und andere Schwefelverbindungen 

 - Stickstoffmonoxide und andere Stickstoffverbindungen 

 - Kohlenmonoxid 

 - organische Stoffe und insbesondere Kohlenwasserstoffe (außer Methan) 

 - Schwermetalle und metallhaltige Verbindungen 

 - Staub, Asbest (Schwebeteilchen und Fasern), Glas- und Gesteinsfasern 

 - Chlor und Chlorverbindungen 

 - Fluor und Fluorverbindungen 

 9. Jegliches Arbeiten mit gentechnisch veränderten Mikroorganismen in geschlossenen 

Systemen, einschließlich ihrer Beförderung (§ 4 Z 2, 3, 4 und 7 des 

Gentechnikgesetzes (GTG), BGBl. Nr. 510/1994). 

 10. Jede absichtliche Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen in die Umwelt, 

sowie die Beförderung und das Inverkehrbringen dieser Organismen (§ 4 Z 3, 20 und 

21 GTG). Dies gilt nicht für Tätigkeiten, die der Z 14 unterliegen. 

 11. Die Verbringung von Abfällen, für die eine Genehmigungspflicht oder ein Verbot im Sinn 

der Verordnung 1013/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Verbringung von Abfällen, ABl.Nr. L 190 vom 12.7.2006, S. 1 ff, besteht. 

 12. Der Betrieb von Anlagen, die einer Bewilligung nach § 25 Oö. Umweltschutz-

gesetz 1996 (Oö. USchG) oder einer Genehmigung oder Bewilligung nach den 

Vorschriften anderer Bundesländer, die in Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrie-

emissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung), 

ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, S 17 ff., erlassen wurden, bedürfen. 

 12. Der Betrieb von Anlagen, die einer Bewilligung nach § 25 Oö. 

Umweltschutzgesetz 1996 (Oö. USchG) oder einer Genehmigung oder Bewilligung 

nach den Vorschriften anderer Bundesländer, die in Umsetzung der Richtlinie 96/31/EG 

des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
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der Umweltverschmutzung, ABl.Nr. L 257 vom 10.10.1996, S. 26 ff, erlassen wurden, 

bedürfen. 

 13. Die Verwendung von gefährlichen Stoffen und gefährlichen Zubereitungen, 

Pflanzenschutzmitteln und Biozid-Produkten zum Schutz der Pflanzen gegen 

Krankheiten und Schädlinge. 

 14. Jedes sonstige absichtliche Ausbringen genetisch veränderter Organismen in die 

Umwelt im Sinn der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die 

Umwelt und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG, ABl.Nr. 

L 106 vom 17.4.2001, S. 1 ff, einschließlich des Anbaus gentechnisch veränderter 

Organismen im Sinn des Oö. Gt-VG 2006. 

 15. Der Betrieb von Speicherstätten gemäß der Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über die geologische Speicherung von 

Kohlendioxid, ABl. Nr. L 140 vom 5.6.2009, S 114 ff. 

 

 

 


